
geänderter Beschlussvorschlag:                                          
 
Die Stadtverwaltung wird gebeten aufgefordert, 
 
auf die zunehmende gewerbliche „Visitenkartenwerbung“ an im öffentlichen Verkehrsraum der 
Stadt Halle (Saale) abgestellten Fahrzeugen dergestalt zu reagieren, dass diese - über den 
Gemeingebrauch hinausgehenden Sondernutzungen - bei Nichtvorliegen einer entsprechenden 
Sondernutzungserlaubnis in Anwendung der zur Verfügung stehenden rechtlichen Möglichkeiten 
unterbunden und Verstöße konsequent geahndet werden. 
 


